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3. Teil 

Pflichtangebote und freiwillige Angebote zur Kontrollerlangung 

Angebotspflicht 

§ 22. (1) Wer eine unmittelbare oder mittelbare kontrollierende Beteiligung an einer Zielgesellschaft 
erlangt, muss dies der Übernahmekommission unverzüglich mitteilen und innerhalb von 20 Börsetagen ab 
Kontrollerlangung ein den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes entsprechendes Angebot für alle 
Beteiligungspapiere der Zielgesellschaft anzeigen. 

(2) Eine unmittelbare kontrollierende Beteiligung ist eine unmittelbare Beteiligung an einer 
Zielgesellschaft, die mehr als 30 vom Hundert der auf die ständig stimmberechtigten Aktien entfallenden 
Stimmrechte vermittelt. 

(3) Eine mittelbare kontrollierende Beteiligung liegt vor, wenn eine Beteiligung an einer 
Zielgesellschaft gemäß Abs. 2 

 1. durch eine börsenotierte Aktiengesellschaft im Sinn des § 2 gehalten wird, an der ebenfalls eine 
Beteiligung im Sinn von Abs. 2 besteht; 

 2. durch eine nicht im Sinn des § 2 börsenotierte Aktiengesellschaft oder durch einen Rechtsträger 
anderer Rechtsform gehalten wird und es Anteilsrechte oder sonstige Rechte ermöglichen, einen 
beherrschenden Einfluss auf diesen Rechtsträger auszuüben. 

(4) Wer zu einer kontrollierenden Beteiligung, die einen beherrschenden Einfluss vermittelt, ohne 
dass ihm die Mehrheit der auf die ständig stimmberechtigten Aktien entfallenden Stimmrechte zusteht, 
innerhalb eines Kalenderjahres Aktien hinzuerwirbt, die ihm unter Berücksichtigung allfälliger zuvor 
erfolgter Veräußerungen von Aktien im Vergleich zum letzten Tag des vorangegangenen Kalenderjahres 
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zusätzlich mindestens drei vom Hundert der Stimmrechte der Gesellschaft verschaffen, muss dies der 
Übernahmekommission unverzüglich mitteilen und innerhalb von 20 Börsetagen ein den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes entsprechendes Angebot für alle Beteiligungspapiere der Zielgesellschaft 
anzeigen. 

(5) Das Erlangen einer kontrollierenden Beteiligung ist – abgesehen von § 22b – nur zulässig, wenn 
der Beteiligte zuvor sichergestellt hat, dass er die baren Gegenleistungen erbringen kann, und wenn er alle 
gebotenen Maßnahmen getroffen hat, um die Erbringung aller sonstigen Arten von Gegenleistungen zu 
garantieren. 

(6) Bei der Berechnung der in diesem Teil vorgesehenen Hundertsätze bleiben Stimmrechte, welche 
nach den Grundsätzen des Erwerbs eigener Aktien ruhen, außer Betracht. 
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